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Von Gregor-Peter Schmitz, Brüssel  

Die Europäische Kommission will Bank-Zockereien mit den zentralen Zinssätzen Libor 
und Euribor beenden, doch sie traut sich nicht an den großen Wurf. Die britische 
Regierung hat die EU-Reform vorerst entschärft, um ihren Finanzstandort zu retten. 

 
EU-Kommissar Barnier: Niederlage gegen Großbritannien 
 

Michel Barnier, der EU-Binnenmarktkommissar, brüstet sich gerne mit den vielen Reformen, 
die er in seiner Amtszeit umsetzen konnte. Doch bei der Vorstellung seiner neuesten 
Reformpläne am Mittwochmittag wird er nicht nur Erfolge verkünden können.  

Die EU-Kommission gab sich lange entschlossen, Lehren aus einem gigantischen Zinsskandal 
zu ziehen, der 2012 publik wurde. Nun aber wurde ein entsprechender Reformplan Barniers 
vorerst entschärft.  

Im Kern geht es um folgendes: Mehr als ein Dutzend Großbanken sollen über Jahre den 
zentralen Zinssatz Libor (London Interbank Offered Rate) und sein europäisches Pendant, den 
Euribor, gezielt manipuliert haben, um sich selbst Handelsvorteile zu verschaffen. Die 
Zinssätze zeigen, zu welchen Konditionen sich Banken gegenseitig Geld leihen und haben im 
internationalen Finanzsystem eine zentrale Bedeutung: Sie liegen Geschäften mit Hypotheken 
und anderen Krediten im Wert von vielen Billionen Dollar zugrunde.  

Die Manipulation des Libor war lange ein einfaches Geschäft. Die Großbanken - genauer: die 
British Banking Association (BBA) mit Sitz in London - legten den zentralen Zinssatz bislang 
täglich selbst fest (siehe Grafiken), die Institute konnten sich untereinander leicht absprechen. 
Um Manipulationen künftig zu verhindern, sollte nach Barniers Willen künftig die EU-
Behörde ESMA die oberste Aufsicht über die Bestimmung des Zinssatzes führen. Die ESMA 
ist für die Überwachung des europäischen Börsenhandels zuständig, ihr Hauptsitz ist in Paris, 
Barniers Heimatland. 



  

  

  

Doch im aktuellen Reformplan ist nur noch vorgesehen, dass Aufseher-Gruppen aus 
verschiedenen Ländern und der ESMA Informationen untereinander austauschen. Bei Streit 
unter den Aufsehern hat die ESMA zwar das letzte Wort. Doch die größte Autorität für den 
Libor sind nach wie vor die Briten. "Die Libor-Kontrolle bleibt in London", titelte die 
"Financial Times". Die Europäische Kommission habe ihre Ziele deutlich verwässert.  

Verschärfung der Standards, höhere Strafen  

Offiziell heißt es, die relativ junge Behörde ESMA sei mit der kompletten Kontrolle 
überfordert gewesen, was Experten nicht für abwegig halten. Doch wichtiger war wohl noch 
der politische Schein, den London wahren wollte. "Großbritanniens Premier David Cameron 
möchte mit aller Kraft den Bankenstandort London schützen", sagt ein Kenner der britischen 
Finanzszene SPIEGEL ONLINE.  

Großbritanniens Sieg könnte allerdings kurzlebig sein. "Wenn die Referenzzinssätze nicht 
mehr auf Angaben der Banken beruhen, sondern sich zunehmend an Transaktionen 
orientieren, ist weniger wichtig, wo die zentrale Behörde sitzt", sagt Europa-Fachmann Jacob 
Kirkegaard vom Peterson Institute for International Economics SPIEGEL ONLINE. "Wie 
schnell es dazu kommt, entscheidet sich aber eher zwischen den USA und Europa als 
zwischen Europa und Großbritannien." Die BBA hat die Libor-Verwaltung in die USA 
übertragen, wo Aufsichtsbehörden seit längerem auf schärfere Libor-Standards drängen.  

Zudem hat die EU sich vorgenommen, neue Manipulationen beim Libor mit deutlich höheren 
Strafen zu begegnen. Laut einem gerade vom EU-Parlament verabschiedeten Gesetz, das 
binnen zwei Jahren in Kraft treten soll, droht Sünder-Banken in Zukunft eine Strafe von bis 
zu 15 Prozent ihres Umsatzes. Schon unter den alten Regelungen haben allein die 
Megabanken UBS, Barclays und die Royal Bank of Scotland bislang zusammen Strafen in 
Höhe von mehr als 2,5 Milliarden Dollar entrichtet.  

Die happigen Schuldeingeständnisse könnten die Libor-Reformen beflügeln. Denn zwar 
müssen Parlament und EU-Mitgliedsstaaten allen Plänen erst zustimmen, was Jahre dauern 



kann. "Doch im Europawahlkampf werden europäische Parlamentarier versucht sein, zügig 
und demonstrativ gegen korrupte Bänker vorzugehen", sagt Experte Kirkegaard.  

 


